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Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin
vom 12. Juni 2001 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten haben die
Beteiligten einander auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten. Die Revision
wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist unter den Beteiligten, ob der bei der Beklagten am 8. MÃ¤rz 1994 von
dem KlÃ¤ger gestellte Antrag auf GewÃ¤hrung medizinischer Leistungen zur
Rehabilitation nach Â§ 116 Abs. 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI)
als Antrag auf Rente gilt und die dem KlÃ¤ger von der Beigeladenen gewÃ¤hrte
Rente auch fÃ¼r die Zeit vor dem 1. Januar 1995 zu gewÃ¤hren ist.

Die Beklagte gewÃ¤hrte dem 1951 geborenen KlÃ¤ger auf seinen Antrag vom 8.
MÃ¤rz 1994 fÃ¼r die Zeit vom 12. April bis zum 17. Mai 1994 â�� unter Leistung
von Ã�bergangsgeld â�� eine Anschlussheilbehandlung (AHB). In der
Entlassungsmitteilung der Kureinrichtung wurde der KlÃ¤ger weiter als
arbeitsunfÃ¤hig bezeichnet. Bereits zuvor war ihm aufgrund einer am 14. Februar
1994 eingetretenen ArbeitsunfÃ¤higkeit von der SchwÃ¤bisch GmÃ¼nder
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Ersatzkasse (GEK) vom 18. Februar 1994 an Krankengeld gezahlt worden. Nach
Begutachtung durch den Medizinischen Dienst der Krankenversicherung (MDK) wies
die GEK mit Schreiben vom 9. November 1994 gemÃ¤Ã� Â§ 51 des FÃ¼nften
Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) den KlÃ¤ger darauf hin, einen Antrag auf
GewÃ¤hrung medizinischer Leistungen zur Rehabilitation beim zustÃ¤ndigen
RentenversicherungstrÃ¤ger (der Beklagten) bis spÃ¤testens 21. Januar 1995 zu
stellen. Der daraufhin bei der Beklagten gestellte Reha-Antrag des KlÃ¤gers vom
24. Januar 1995, der bei der GEK am 20. Januar 1995 eingegangen war, wurde mit
Bescheid vom 1. August 1995 abgelehnt. Bereits zuvor war ihm mit Bescheid der
Beklagten vom 27. April 1995 mitgeteilt worden, dass der Reha-Antrag vom 8.
MÃ¤rz 1994 gemÃ¤Ã� Â§ 116 Abs. 2 SGB VI als Rentenantrag umgedeutet werde.
Im Hinblick auf die ZustimmungsbedÃ¼rftigkeit zum Umdeutungsverfahren war
dem KlÃ¤ger eine Frist von einem Monat gesetzt worden, binnen derer er die
Zustimmung zu erteilen habe, der Reha-Antrag anderenfalls nicht als Rentenantrag
weiter bearbeitet werde.

Im Mai 1995 stellte der KlÃ¤ger bei der Beklagten einen Rentenantrag, den die
Beklagte an die Beigeladene im Hinblick auf die von dem KlÃ¤ger in Spanien
zurÃ¼ckgelegten Versicherungszeiten zustÃ¤ndigkeitshalber abgab.

Mit Schreiben vom 20. September 1995 teilte der KlÃ¤ger der Beklagten mit, dass
ihm eine Kopie des Bescheides vom 27. April 1995 erst am 25. August 1995 seitens
der GEK zugesandt worden sei. Das Original des Bescheides habe er nicht erhalten.
Er weise ausdrÃ¼cklich darauf hin, dass der Reha-Antrag vom 8. MÃ¤rz 1994 nicht
als Rentenantrag umgedeutet werden solle. Er sei zu diesem Zeitpunkt von der
Krankenkasse nicht zur Antragstellung aufgefordert worden, so dass sein
Dispositionsrecht nicht eingeschrÃ¤nkt gewesen sei. Vielmehr solle der Reha-Antrag
vom 24. Januar 1995 als Rentenantrag angesehen werden.

Mit Bescheid vom 22. November 1996 gewÃ¤hrte die Beigeladene dem KlÃ¤ger â��
ausgehend von einem am 14. Februar 1994 eingetretenen Versicherungsfall der
ErwerbsunfÃ¤higkeit â�� Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit vom 1. Januar 1995 an.
Mit weiterem Bescheid vom 6. August 1997 stellte die Beklagte nach KlÃ¤rung der
spanischen Versicherungszeiten die Rente des KlÃ¤gers vom 1. Januar 1995 an
unter BerÃ¼cksichtigung der VO (EWG) Nr. 1408/71 und 574/72 endgÃ¼ltig fest.
Gegen diesen Bescheid erhob der KlÃ¤ger bei der Beigeladenen mit Schreiben vom
17. September 1997 Widerspruch. Er bat zu Ã¼berprÃ¼fen, ob das Datum der
Rentenantragstellung nicht abschlieÃ�end auf den 8. MÃ¤rz 1994 festgesetzt
werden kÃ¶nne. Von seinem damaligen Arbeitgeber sei er dahingehend informiert
worden, dass bei ihm ein Anspruch auf Betriebsrente dann bestÃ¼nde, wenn der
Leistungsfall ab Datum des Rentenantrages gelte. Er habe damals deshalb gebeten,
das Antragsdatum auf den 24. Januar 1995 festzulegen. Dies sei das Datum
gewesen, an dem er tatsÃ¤chlich den Rentenantrag gestellt habe und auÃ�erdem
nicht mehr BetriebsangehÃ¶riger bei M gewesen sei. Nun sei ihm vom Betriebsrat
seiner alten Firma erÃ¶ffnet worden, dass die Betriebsrente in jedem Fall erst dann
einsetze, wenn die gezahlte Abfindung letztlich aufgebraucht sei. Ihm sei erklÃ¤rt
worden, dass entgegen seiner frÃ¼heren Auffassung ein weiter zurÃ¼ckliegendes
Antragsdatum finanziell erheblich gÃ¼nstiger wÃ¤re, da dann die Zahlung der
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Betriebsrente auch frÃ¼her einsetzen kÃ¶nne.

Mit Bescheid vom 23. Januar 1998 stellte die Beklagte fest, dass der Antrag des
KlÃ¤gers auf MaÃ�nahmen zur Rehabilitation vom 8. MÃ¤rz 1994 nicht als Antrag
auf Rente gelte. Mit Bescheid vom 27. April 1995 sei sein Reha-Antrag in einen
Rentenantrag umgedeutet worden (Â§ 116 Abs. 1 Nr. 2 SGB VI). Hinsichtlich der
Rentenantragstellung habe ihm ein Dispositionsrecht zugestanden. Mit seinem
Schreiben vom 21. September 1995 (es muss heiÃ�en 20. September 1995) habe er
wirksam und rechtsverbindlich erklÃ¤rt, dass der Antrag nicht als Rentenantrag zu
verfolgen sei. Er habe auf sein Recht gemÃ¤Ã� Â§ 46 Erstes Buch Sozialgesetzbuch
(SGB I) verzichtet. Weitere Rechte kÃ¶nne er aus diesem Antrag nicht mehr
herleiten. Den von dem KlÃ¤ger hiergegen erhobenen Widerspruch wies die
Widerspruchsstelle der Beklagten mit Bescheid vom 2. September 1998 als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck.

Gegen diesen Bescheid hat der KlÃ¤ger, der inzwischen seinen Wohnsitz nach
Spanien verlegt hatte, am 10. Oktober 1998 Klage vor dem Sozialgericht Berlin
erhoben. Er hat die Auffassung vertreten, dass fÃ¼r ihn als Datum der
Rentenantragstellung der 8. MÃ¤rz 1994 oder der 24. Januar 1994 gelte. Nachdem
ihm seine Firma erklÃ¤rt habe, dass das Datum der Rentenantragstellung keine
Rolle spiele, habe er der Beklagten mitgeteilt, dass er das Datum vom 8. MÃ¤rz
1994 als Datum der Antragstellung doch akzeptiere. Zu Unrecht habe die Beklagte
dies jedoch nicht berÃ¼cksichtigt und bestehe auf dem Datum vom 24. Januar 1995
als Zeitpunkt der Rentenantragstellung, obwohl er damals die Monatsfrist nicht
eingehalten, sondern der Beklagten erst nach sechs Monaten geschrieben habe.

WÃ¤hrend des Verfahrens vor dem Sozialgericht hat die Beigeladene den
Widerspruch des KlÃ¤gers vom 17. September 1997 gegen den Rentenbescheid
vom 6. August 1997 Ã¼ber die Neufeststellung der Rente des KlÃ¤gers als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckgewiesen (Widerspruchsbescheid vom 5. Oktober 1999).

Mit Gerichtsbescheid vom 12. Juni 2001 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen.
Soweit sich der KlÃ¤ger gegen die Bescheide der Beklagten im Sinne einer
Anfechtungsklage wende, sei die Klage zulÃ¤ssig und auch begrÃ¼ndet, da die
Beklagte als fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Rente wegen Minderung der
ErwerbsfÃ¤higkeit unzustÃ¤ndiger LeistungstrÃ¤ger entschieden habe. Im Hinblick
darauf, dass der KlÃ¤ger zugleich mit der im Klageantrag enthaltenen
Verpflichtungsklage die GewÃ¤hrung der ihm bereits von der Beigeladenen seit
dem 1. Januar 1995 geleisteten Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit unter
Umdeutung seines Reha-Antrages vom 8. MÃ¤rz 1994 gemÃ¤Ã� Â§ 116 Abs. 2 SGB
VI in einen Rentenantrag bereits vom 1. MÃ¤rz 1994 an begehre, sei die Klage zwar
zulÃ¤ssig, jedoch nicht begrÃ¼ndet, da der KlÃ¤ger mit seinem Schreiben vom 8.
MÃ¤rz 1994 (es muss heiÃ�en 20. September 1995) ausdrÃ¼cklich und wirksam auf
die LeistungsgewÃ¤hrung vom 1. MÃ¤rz 1994 an unter Umdeutung des Reha-
Antrages in einen Rentenantrag gemÃ¤Ã� Â§ 116 Abs. 2 SGB VI verzichtet habe (Â§
46 SGB I). Insoweit werde voll inhaltlich auf die BegrÃ¼ndung der angegriffenen
Bescheide der Beklagten sowie die des Widerspruchsbescheides der Beigeladenen
gemÃ¤Ã� Â§ 136 Abs. 3 SGG Bezug genommen. DarÃ¼ber hinaus werde
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abschlieÃ�end darauf hingewiesen, dass der 13. Senat des Bundessozialgerichts
(BSG) in seiner Entscheidung vom 1. September 1999 â�� B 13 RJ 49/98 R â��
nochmals ausdrÃ¼cklich auf das Bestehen eines Dispositionsrechts des
Versicherten in Fallkonstellationen wie dieser hinsichtlich eines Verzichts auf die
Umdeutung eines Reha-Antrags gemÃ¤Ã� Â§ 116 Abs. 2 SGB VI in einen
Rentenantrag hingewiesen habe. Zuletzt sei dem Vorbringen des KlÃ¤gers in
seinem Widerspruch vom 24. Februar 1998, wonach sein Dispositionsrecht bereits
im Hinblick auf den Ablauf der im Bescheid vom 27. April 1995 genannten
Monatsfrist erloschen sei, zu entgegnen, dass er selbst in dem Falle, dass die
Beklagte zum einen Ã¼berhaupt zustÃ¤ndig fÃ¼r eine solche Entscheidung
gewesen wÃ¤re und zum anderen eine Befugnis zum Setzen einer solchen
Ausschlussfrist gehabt hÃ¤tte, diese Frist dem KlÃ¤ger gegenÃ¼ber nicht wirksam
zu laufen begonnen hÃ¤tte, da der Bescheid der Beklagten ihm gegenÃ¼ber, wie er
in seinem Schreiben vom 20. September 1995 selbst mitgeteilt habe, nicht
unmittelbar zugegangen sei. Der Gerichtsbescheid enthÃ¤lt die
Rechtsmittelbelehrung, dass die Berufung innerhalb eines Monats nach Zustellung
dieses Gerichtsbescheides einzulegen sei. Der Gerichtsbescheid wurde dem KlÃ¤ger
mittels Einschreibens gegen RÃ¼ckschein Ã¼bersandt. Die Briefsendung wurde am
11. Juli 2001 der DPAG Ã¼bergeben. Der RÃ¼ckschein ging nicht bei Gericht ein.

Am 10. Januar 2003 ging ein Schreiben des KlÃ¤gers vom 7. Januar 2003 beim
Sozialgericht ein, in dem dieser mitteilte, dass er nach wie vor den 8. MÃ¤rz 1994
als Datum seines Renteneintritts haben mÃ¶chte. Das Sozialgericht hat dieses
Schreiben an das Landessozialgericht als Berufung abgegeben.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin vom 12. Juni 2001 und den
Rentenbescheid der Beigeladenen vom 6. August 1997 in der Fassung des
Wispruchsbescheides vom 5. Oktober 1999 zu Ã¤ndern und die Beigeladenezu
verurteilen, ihm Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit bereits vom 1. MÃ¤rz 1994 an zu
gewÃ¤hren.

Die Beigeladene beantragt,

die Berufung als unzulÃ¤ssig zu verwerfen.

Die Beklagte stellt keinen Antrag.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung des Senats ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt.

Dem Senat liegen die Verwaltungsakten der Beigeladenen â�� â�� (3 BÃ¤nde) und
die Akte des Sozialgerichts Berlin â�� S 26 RJ 2039/98 W 00 â�� vor, auf deren
Einzelheiten Bezug genommen wird und die Gegenstand der Beratung waren.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

                               4 / 8

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2013%20RJ%2049/98%20R
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/116.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=S%2026%20RJ%202039/98


 

Der Senat konnte ohne mÃ¼ndliche Verhandlung durch Urteil entscheiden, weil sich
die Beteiligten mit dieser Verfahrensweise einverstanden erklÃ¤rt haben (Â§ 124
Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz -SGG-).

Die Berufung ist zulÃ¤ssig.

Zwar hat der KlÃ¤ger die Berufung gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
vom 12. Juni 2001 erst am 10. Januar 2003 beim Landessozialgericht eingelegt.
Nach nochmaliger Ã�berprÃ¼fung der in seinem Schreiben vom 4. Februar 2003 an
den KlÃ¤ger vertretenen Auffassung ist der Senat zu dem Ergebnis gelangt, dass
dem KlÃ¤ger die VersÃ¤umung der Berufungsfrist von drei Monaten (Â§ 153 Abs. 1
in Verbindung mit Â§ 87 Abs. 1 Satz 2 SGG) bzw. der hier wegen der unrichtigen
Rechtsmittelbelehrung im Gerichtsbescheid geltenden Jahresfrist des Â§ 66 Abs. 2
SGG nicht entgegen gehalten werden kann. Beide Fristen setzen die wirksame
Zustellung des Urteils bzw. Gerichtsbescheides voraus. Diese liegt hier jedoch nicht
vor. Das Sozialgericht hat die Zustellung des Gerichtsbescheides an den KlÃ¤ger
nach Spanien mittels eingeschriebenen Briefes gegen RÃ¼ckschein vorgenommen.
HierfÃ¼r fehlt jedoch die gesetzliche Grundlage. Nach Â§ 63 Abs. 2 SGG a.F. wird
von Amts wegen nach den Â§Â§ 2 bis 15 Verwaltungszustellungsgesetz (VwZG)
zugestellt (also hier gemÃ¤Ã� Â§ 14 VwZG mittels Ersuchens der zustÃ¤ndigen
BehÃ¶rde des fremden Staates oder der in diesem Staat befindlichen
konsularischen oder diplomatischen Vertretungen des Bundes). Die unmittelbare
Zustellung ohne eine entsprechende Rechtsgrundlage im Ã¼ber- oder
zwischenstaatlichem Recht ist nicht zulÃ¤ssig, weil sie die AusÃ¼bung von
Staatsgewalt auf dem Gebiet des anderen Staates darstellt. Artikel 3 Abs. 3 der VO
Nr. 574/72, der die erforderliche Grundlage im Ã¼berstaatlichen Recht der EG
dafÃ¼r bietet, dass Bescheide oder sonstige SchriftstÃ¼cke eines TrÃ¤gers eines
Mitgliedsstaates, die fÃ¼r eine im Gebiet eines anderen Mitgliedsstaates wohnende
oder sich dort aufhaltende Personen bestimmt sind, unmittelbar mittels
Einschreibens gegen RÃ¼ckschein zugestellt werden kÃ¶nnen, bezieht sich nur auf
Bescheide und sonstige SchriftstÃ¼cke eines TrÃ¤gers, nicht auf Urteile,
BeschlÃ¼sse oder Mitteilungen des Gerichts (so LSG Nordrhein-Westfalen,
Breithaupt 1987, 605 und Berliner Kommentar, Internationales Recht, Nr. 6 zu
Artikel 84 VO (EWG) Nr. 1408/71). Da die Regelungen im VwZG und in Artikel 3 Abs.
3 der Verordnung Nr. 574/72 eindeutig sind, hÃ¤tte der angefochtene
Gerichtsbescheid nur nach Â§ 14 VwZG zugestellt werden dÃ¼rfen.

Die Berufung ist jedoch nicht begrÃ¼ndet.

Gegenstand der Berufung ist bei verstÃ¤ndiger WÃ¼rdigung des klÃ¤gerischen
Begehrens in der Berufungsinstanz (Â§ 123 SGG) nur der Rentenbescheid der
Beigeladenen vom 6. August 1997 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom
5. Oktober 1999. Der KlÃ¤ger ist nÃ¤mlich nur insoweit durch den Gerichtsbescheid
des Sozialgerichts beschwert. Denn das Sozialgericht hat die Anfechtungsklage
gegen den Bescheid der Beklagten vom 23. Januar 1998 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 2. September 1998 als begrÃ¼ndet angesehen und
damit diesen Bescheid in der Fassung des Widerspruchsbescheides aufgehoben.
Das ergibt sich zwar nicht aus dem Tenor des Gerichtsbescheides, jedoch eindeutig
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aus den fÃ¼r die Auslegung des Tenors maÃ�geblichen EntscheidungsgrÃ¼nden
des Gerichtsbescheides. Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass der KlÃ¤ger mit der Berufung
auch diesen Teil der Entscheidung des Sozialgerichts angreifen wollte, sind nicht
ersichtlich. Die Berufung wÃ¤re insoweit auch wegen fehlenden
RechtsschutzbedÃ¼rfnisses unzulÃ¤ssig.

Der Bescheid der Beigeladenen vom 6. August 1997 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 5. Oktober 1999 ist nicht zu beanstanden. Der
KlÃ¤ger hat gegen die Beigeladene keinen Anspruch auf GewÃ¤hrung von
ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente nach dem SGB VI bereits vom 1. MÃ¤rz 1994 an, wie das
Sozialgericht zutreffend entschieden hat.

Nach Â§ 99 Abs. 1 SGB VI wird eine Rente aus eigener Versicherung von dem
Kalendermonat an geleistet, zu dessen Beginn die Anspruchsvoraussetzungen fÃ¼r
die Rente erfÃ¼llt sind, wenn die Rente bis zum Ende des dritten Kalendermonats
nach Ablauf des Monats beantragt wird, in dem die Anspruchsvoraussetzungen
erfÃ¼llt sind. Bei spÃ¤terer Antragstellung wird eine Rente aus eigener
Versicherung von dem Kalendermonat an geleistet, in dem die Rente beantragt
wird. Nach Â§ 116 Abs. 2 Nr. 2 SGB VI gilt ein Reha-Antrag als Antrag auf Rente,
wenn der Versicherte erwerbsunfÃ¤hig ist und die Leistungen zur Rehabilitation
nicht erfolgreich gewesen sind. Die Beigeladene ist zu Recht davon ausgegangen,
dass der Reha-Antrag des KlÃ¤gers vom 24. Januar 1995 als Rentenantrag nach Â§
116 Abs. 2 Nr. 2 SGB VI gilt und die Rente somit unter Zugrundelegung eines am
14. Februar 1994 eingetretenen Leistungsfalls der ErwerbsunfÃ¤higkeit gemÃ¤Ã� 
Â§ 99 Abs. 1 Satz 2 SGB VI am 1. Januar 1995 beginnt.

Allerdings hatte der KlÃ¤ger bereits am 8. MÃ¤rz 1994 einen Reha-Antrag bei der
Beklagten gestellt, der dann zu der AHB vom 12. April bis zum 17. Mai 1994
fÃ¼hrte. Der KlÃ¤ger hat aber mit Schreiben vom 20. September 1995 an die
Beklagte bestimmt, dass nicht dieser Reha-Antrag, sondern der vom 24. Januar
1995 als Rentenantrag gelten solle. Hierzu war der KlÃ¤ger auch berechtigt. Die
Fiktion des Â§ 116 Abs. 2 Nr. 2 SGB VI nimmt dem Versicherten nicht das Recht, im
Rahmen seiner Dispositionsbefugnis zu bestimmen, dass der Reha-Antrag oder
einer von mehreren Reha-AntrÃ¤gen nicht als Rentenantrag gelten solle. FÃ¼r die
AusÃ¼bung dieses Rechts gelten die allgemeinen GrundsÃ¤tze fÃ¼r die
AntragsrÃ¼cknahme (BSG, Urteil vom 1. September 1999 â�� B 13 RJ 49/98 R â��
in SozR 3-1300 Â§ 86 Nr. 3). GrÃ¼nde, die gegen die Wirksamkeit der ErklÃ¤rung
des KlÃ¤gers vom 20. September 1995 sprechen, sind nicht erkennbar.

Dass sich der KlÃ¤ger â�� wie er vortrÃ¤gt â�� Ã¼ber die Folgen seiner
Entscheidung geirrt hat, ist unbeachtlich, weil es sich hierbei um einen so
genannten Motivirrtum handelt. Auch aus Â§ 46 Abs. 2 Erstes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB I) ergibt sich keine andere Beurteilung. Danach ist ein
Verzicht auf SozialleistungsansprÃ¼che unwirksam, soweit durch ihn andere
Personen oder LeistungstrÃ¤ger belastet oder Rechtsvorschriften umgangen
werden. Diese Regelung ist hier aber schon deshalb nicht einschlÃ¤gig, weil sie die
Freiheit des Berechtigten, einen Antrag zu stellen, ihn umzudeuten oder auch
wieder zurÃ¼ckzunehmen, unberÃ¼hrt lÃ¤sst. Da die Umdeutung des Antrages
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ebenso wie die AntragsrÃ¼cknahme zum Wegfall einer notwendigen
Tatbestandsvoraussetzung des Rentenanspruchs fÃ¼r die Vergangenheit fÃ¼hrt,
besteht insoweit ein verzichtbarer Anspruch nicht mehr.

Eine gesetzliche EinschrÃ¤nkung der Dispositionsbefugnis des KlÃ¤gers ergibt sich
auch nicht aus Â§ 51 SGB V. Nach Abs. 1 Satz 1 dieser Bestimmung kann die
Krankenkasse einem Versicherten, dessen ErwerbsfÃ¤higkeit nach Ã¤rztlichem
Gutachten erheblich gefÃ¤hrdet oder gemindert ist, eine Frist von 10 Wochen
setzen, innerhalb der er einen Antrag auf MaÃ�nahmen zur Rehabilitation zu stellen
hat. Stellt der Versicherte innerhalb der Frist den Antrag nicht, so entfÃ¤llt der
Anspruch auf Krankengeld mit Ablauf der Frist (Â§ 51 Abs. 3 Satz 1 SGB V). Wird der
Antrag spÃ¤ter gestellt, lebt der Anspruch auf Krankengeld mit dem Tag der
Antragstellung wieder auf (Â§ 51 Abs. 3 Satz 2 SGB V). Da der Antrag eines
ErwerbsunfÃ¤higen auf Leistungen zur Rehabilitation nach MaÃ�gabe des Â§ 116
Abs. 2 SGB VI als Antrag auf Rente gilt, kann die Krankenkasse durch eine
Aufforderung und Fristsetzung nach der genannten Vorschrift Einfluss auf den
Beginn der ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente nehmen und damit einen frÃ¼hzeitigen
Wegfall des Anspruchs auf Krankengeld bewirken. Um der Krankenkasse diesen
gesetzgeberisch beabsichtigten Vorteil zu erhalten, hat das BSG bereits zu Â§ 183
Abs. 7 und 8 RVO a.F., den VorgÃ¤ngervorschriften des Â§ 51 Abs. 1 und 2 SGB V,
entschieden, dass der Versicherte, der entsprechend der Aufforderung der
Krankenkasse einen Renten- oder Rehabilitationsantrag gestellt hat, diesen nur
noch mit Zustimmung der Krankenkasse wirksam zurÃ¼cknehmen oder
beschrÃ¤nken kann (vgl. dazu mit weiteren Nachweisen BSG, Urteil vom 9. August
1995 â�� 13 RJ 43/94 â�� SozR 3-2500 Â§ 50 Nr. 3). Das bedeutet, dass sich die
eingeschrÃ¤nkte Dispositionsbefugnis des Versicherten grundsÃ¤tzlich auf den
Reha-Antrag bezieht, zu dessen Stellung der Versicherte von der Krankenkasse
gemÃ¤Ã� Â§ 51 SGB V aufgefordert worden ist. Das ist hier der Reha-Antrag vom
24. Januar 1995. Den Reha-Antrag vom 8. MÃ¤rz 1994, den der KlÃ¤ger ohne
Aufforderung durch die Krankenkasse gestellt hat, wird somit grundsÃ¤tzlich auch
nicht von Â§ 51 SGB V erfasst.

Allerdings hat das BSG in der angefÃ¼hrten Entscheidung nochmals ausdrÃ¼cklich
darauf hingewiesen, dass es der Krankenkasse nach Â§ 51 SGB V nicht verwehrt ist,
zur EinschrÃ¤nkung der Dispositionsfreiheit des Versicherten eine entsprechende
Aufforderung auszusprechen, auch wenn bereits frÃ¼her eine Antragstellung erfolgt
ist. Es wÃ¼rde dem Sinn und Zweck der Vorschrift durchaus auch entsprechen,
wenn die Krankenkasse den Versicherten lediglich unter Hinweis auf die
Rechtsfolgen des Â§ 51 Abs. 3 SGB V auffordert, seinen bereits gestellten
Rentenantrag ohne ihre Zustimmung nicht zurÃ¼ckzunehmen oder zu
beschrÃ¤nken. Wichtig sei dabei vor allem, dass die Krankenkasse dem
Versicherten deutlich zu erkennen gebe, dass er Ã¼ber seinen Rentenantrag nicht
mehr ohne Folgen fÃ¼r den Krankengeldanspruch frei verfÃ¼gen kÃ¶nne. Auf diese
Weise werde den Interessen aller Beteiligten im Rahmen der gesetzlichen
Konzeption hinreichend Rechnung getragen. Die Krankenkasse muss sich also
insoweit aktiv in das Verfahren einschalten (vgl. dazu auch Urteil des 13. Senats
vom 1. September 1999 â�� B 13 RJ 49/98 R â�� SozR 3-1300 Â§ 86 Nr. 3). Dass ist
hier jedoch offensichtlich nicht geschehen. Aus den vorliegenden Akten ergibt sich
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dies jedenfalls nicht. Zwar hatte die GEK im Schreiben vom 23. Oktober 1995 an die
Beigeladene unter Bezugnahme auf das Schreiben der Beklagten vom 27. April
1995 an den KlÃ¤ger darauf hingewiesen, dass in dem Aufforderungsschreiben vom
9. November 1994 das Gestaltungsrecht des KlÃ¤gers bezÃ¼glich des Antrags auf
Reha-MaÃ�nahmen vom 8. MÃ¤rz 1994 eingeschrÃ¤nkt sei. Zu diesem Zeitpunkt
hatte der KlÃ¤ger aber schon der Beklagten mitgeteilt, dass der Reha-Antrag vom 8.
MÃ¤rz 1994 nicht als Rentenantrag umgedeutet werden solle. Wie sich aus einem
Vermerk in der Verwaltungsakte der Beigeladenen vom 20. November 1996 ergibt,
hat sich die GEK der Auffassung der Beigeladenen angeschlossen. Sie hat auch
gegenÃ¼ber der Beigeladenen einen Erstattungsanspruch nur noch fÃ¼r die Zeit
vom 24. Januar 1995 geltend gemacht.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde zur Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen nicht vor.

Erstellt am: 05.04.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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